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Abstimmverhalten 
der schleswig-holsteinischen Landesregierung 

anlässlich der 
1024. Sitzung des Bundesrates 

am 16. September 2022 
Hinweise: 
Die in den nachfolgenden Voten der Landesregierung enthaltenen Ziffern beziehen 
sich auf die jeweilige Empfehlungsdrucksache des Bundesrates. 

Ergänzend zu den Angaben (ohne Gewähr) wird auf das Plenarprotokoll verwiesen. 

TOP Inhalt 
1. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für

das Haushaltsjahr 2023 (Haushaltsgesetz 2023)

gemäß Artikel 110 Absatz 3 GG 
Drucksache 330/22 
Drucksache 330/1/22 

- Stellungnahme wie Drucksache,
- Abgabe einer Protokollerklärung

b) Finanzplan des Bundes 2022 bis 2026

gemäß § 9 Absatz 2 Satz 2 Stabilitätsgesetz und § 50 
Absatz 3 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz 
Drucksache 331/22 
Drucksache 330/1/22 

siehe Tagesordnungspunkt 1 a) 

2. Zweites Gesetz zur Änderung des Hopfengesetzes 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 404/22 

Zustimmung 

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 20/176

http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html
Textfeld



 

 

3. Gesetz zu dem Protokoll vom 29. Oktober 2021 zur Änderung des Abkommens 
vom 7. Oktober 2011 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Mauritius zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und der Steuerverkürzung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 405/22 
 

Zustimmung  
 
 

4. Gesetz zu dem Protokoll vom 8. Oktober 2021 zur Änderung des Abkommens vom 
9. Juli 2008 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Mexi-
kanischen Staaten zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und der Steuerver-
kürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 406/22 
 

Zustimmung  
 
 

5. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetzes (BEEG) - Bemessungszeitraum 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Schleswig-Holstein 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 421/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 

6. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung der Strafprozessordnung - Schaffung ei-
ner gesetzlichen Grundlage für den Erlass eines (Sicherungs-)Unterbringungs-
befehls bei einer Krisenintervention 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 403/22 (neu) 
 

Ausschussüberweisung  
 
 



 

 

7. Entwurf einer ... Verordnung zur Änderung der Einundvierzigsten Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Bekanntgabeverordnung - 
41. BImschV) 
 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 3 GG 
Antrag des Landes Hessen 
Drucksache 251/22 
Drucksache 251/1/22 
 

- Zuleitung nach Maßgabe der Änderungen wie Drucksache, 
- hilfsweise Zuleitung unverändert  

 
 

8. Entschließung des Bundesrates für den Erhalt der Pressevielfalt - innovationsof-
fene und plattformneutrale Förderung der flächendeckenden Versorgung mit perio-
dischen Presseerzeugnissen schnellstmöglich beginnen 
 
 

Antrag der Länder Sachsen, Niedersachsen und 
Bremen, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-
Anhalt, Schleswig-Holstein  
Drucksache 309/22 
 

Fassen 
 
 

9. Entschließung des Bundesrates "Maßnahmen zur Bewältigung zivilgerichtlicher 
Massenverfahren und zur Sicherung der Funktionsfähigkeit der Justiz" 
 
 

Antrag der Länder Hessen und Sachsen-Anhalt 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 342/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 

10. Entschließung des Bundesrates zum Verbot von Vorkasseforderungen bei der 
Beförderung von Personen mit Luftfahrzeugen 
 
 

Antrag des Landes Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 397/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 



 

 

11. a) Entschließung des Bundesrates zur Änderung des Gesetzes zur Abmilde-
rung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafver-
fahrensrecht - Wiedereinführung des § 10 EGStPO zur Hemmung der Unter-
brechung strafgerichtlicher Hauptverhandlungen aufgrund der COVID-19-Pan-
demie 
 
 

Antrag der Länder Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und 
Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 401/22 
 

Ausschussüberweisung (Antrag auf sofortige Sachentscheidung wurde 
zurückgezogen) 

 
 b) Entschließung des Bundesrates zur Änderung der Strafprozessordnung - Er-

weiterung der Hemmungstatbestände in § 229 StPO um Fälle der höheren Ge-
walt 
 
 

Antrag des Landes Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 402/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 

12. Entschließung des Bundesrates zur Unterstützung der Wirtschaft durch die Ge-
währung von Billigkeitsleistungen an von den Folgen der Aggressionen Russ-
lands gegen die Ukraine betroffene Unternehmen 
 
 

Antrag des Landes Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 398/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 



 

 

13. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Bestimmungen der Umwandlungsricht-
linie über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei grenzüberschreitenden 
Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 360/22 
Drucksache 360/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 
 

14. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tierarzneimittelgesetzes zur Erhe-
bung von Daten über antibiotisch wirksame Arzneimittel und zur Änderung wei-
terer Vorschriften 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 361/22 
Drucksache 361/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A ohne Ziffern 6 und 22 bei Enthaltung zu Ziffer 
26 

 
 

15. Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Agrarstatistikgesetzes 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 362/22 
Drucksache 362/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 
 

16. Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der Kostenheranziehung von jungen 
Menschen in der Kinder- und Jugendhilfe 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 363/22 
Drucksache 363/1/22 
 

Enthaltung zu Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 
 



 

 

17. Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige und zur Auf-
hebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 364/22 
Drucksache 364/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 
 

18. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes, des Sta-
bilitätsratsgesetzes sowie weiterer Gesetze 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 365/22 
Drucksache 365/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache 
 
 

19. Entwurf eines Gesetzes zur finanziellen Stabilisierung der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV-Finanzstabilisierungsgesetz - GKVFinStG) 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 366/22 
Drucksache 366/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A ohne Ziffern 6 und 27 
 
 

20. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Chancen-Aufenthaltsrechts 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 367/22 
Drucksache 367/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A ohne Ziffer 11 bei Enthaltung zu Ziffern 1 bis 
4, 6, 8, 9, 10, 12 bis 17, 22 und 23 

 
 



 

 

21. Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnungen (EU) 2018/1860, 
2018/1861 und 2018/1862 über die Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung 
des Schengener Informationssystems der dritten Generation sowie zur Ände-
rung des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes (SIS-III-Gesetz) 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 368/22 
Drucksache 368/1/22 Antrag Nordrhein-Westfalen 
 

Enthaltung zur Drucksache 368/1/22 
 
 

22. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Planungssicherstellungsgesetzes 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 369/22 
Drucksache 369/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 
 

23. Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des Bundeszentralregistergeset-
zes 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 370/22 
Drucksache 370/1/22 
Drucksache 370/2/22 Antrag Brandenburg 
 

- Stellungnahme wie Drucksache zu A, 
- Zustimmung zur Drucksache 370/2/22 

 
 

24. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 371/22 
Drucksache 371/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 
 



 

 

25. Entwurf eines Gesetzes für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen 
sowie zur Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen 
das Unionsrecht melden 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 372/22 
Drucksache 372/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A bei Enthaltung zu Ziffern 1, 2, 6, 7, 11, 12 und 
13 

 
 

26. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Aufsicht bei Rechtsdienstleistungen 
und zur Änderung weiterer Vorschriften des Rechts der rechtsberatenden Berufe 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 373/22 
Drucksache 373/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache  
 
 

27. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Elektro- und Elektronikgerä-
tegesetzes 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 374/22 
Drucksache 374/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 
 

28. Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Son-
dervermögens für das Jahr 2023 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 2023) 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 375/22 
 

keine Einwendungen  
 
 



 

 

29. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshan-
delsgesetzes 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 376/22 
Drucksache 376/1/22 
 

Enthaltung zu Stellungnahme wie Drucksache 
 
 

30. Entwurf eines Gesetzes zu den Änderungen vom 26. November 2015, 14. Dezem-
ber 2017 und 6. Dezember 2019 des Römischen Statuts des Internationalen 
Strafgerichtshofs vom 17. Juli 1998 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 377/22 
 

keine Einwendungen  
 
 

31. Entwurf eines Gesetzes zu dem Fakultativprotokoll vom 10. Dezember 2008 zum 
Internationalen Pakt vom 19. Dezember 1966 über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 378/22 
 

keine Einwendungen  
 
 

32. Entwurf eines Gesetzes zum Entwurf eines Beschlusses des Rates über die Fest-
stellung des Verstoßes gegen restriktive Maßnahmen der Union als einen die 
Kriterien nach Artikel 83 Absatz 1 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union erfüllenden Kriminalitätsbereich 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 5 GG 
Drucksache 333/22 
 

keine Einwendungen  
 
 



 

 

33. Entwurf eines Gesetzes zu dem Umfassenden Wirtschafts- und Handelsabkom-
men (CETA) zwischen Kanada einerseits und der Europäischen Union und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits vom 30. Oktober 2016 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 379/22 
 

keine Einwendungen  
 
 

34. Bericht über die Anwendung des Kulturgutschutzgesetzes 
 
 

gemäß § 89 Kulturschutzgesetz 
Drucksache 254/22 
Drucksache 254/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache 
 
 

35. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Berichterstattung über Umweltdaten von Industrieanlagen und zur Einrichtung 
eines Industrieemissionsportals 
COM(2022) 157 final; Ratsdok. 8121/22 
 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 190/22 
zu Drucksache 190/22 
Drucksache 190/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A ohne Ziffer 9 bei Enthaltung zu Ziffern 2, 3 
und 8 

 
 



 

 

36. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Schaffung eines Rahmens für die Festlegung von Ökodesign-Anforderungen für 
nachhaltige Produkte und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/125/EG 
COM(2022) 142 final; Ratsdok. 7854/22 
 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 182/22 
zu Drucksache 182/22 
Drucksache 182/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A bei Enthaltung zu Ziffern 4, 12, 13, 14, 17, 19, 
31, 36, 39 und 40 

 
 

37. Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Festlegung von Vorschriften für einen 
Freibetrag zur Reduzierung der steuerlichen Begünstigung von Fremd- gegen-
über Eigenkapitalfinanzierungen und für die Begrenzung der Abzugsfähigkeit 
von Zinsen für Körperschaftsteuerzwecke 
COM(2022) 216 final; Ratsdok. 9076/22 
 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 267/22 
zu Drucksache 267/22 
Drucksache 267/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache bei Enthaltung zu Ziffern 5, 6 und 7 
 
 

38. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
den europäischen Raum für Gesundheitsdaten 
COM(2022) 197 final; Ratsdok. 8751/22 
 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 256/22 
zu Drucksache 256/22 
Drucksache 256/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 

 



 

 

39. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Baupro-
dukten,zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/1020 und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 305/2011 
COM(2022) 144 final; Ratsdok. 7799/22 
 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 213/22 
zu Drucksache 213/22 
Drucksache 213/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A bei Enthaltung zu Ziffern 2, 51 und 53 
 
 

40. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen:  
Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2022 
Die Lage der Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union 
COM(2022) 500 final 
 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 335/22 
Drucksache 335/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A bei Enthaltung zu Ziffer 4 
 
 

41. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen:  
EU-Strategie für Solarenergie 
COM(2022) 221 final 
 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 274/22 
Drucksache 274/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A bei Enthaltung zu Ziffer 2  
 
 



 

 

42. Vorschlag für eine Verordnung des Rates über koordinierte Maßnahmen zur Sen-
kung der Gasnachfrage 
COM(2022) 361 final 
 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 343/22 
Drucksache 343/1/22 
 

Absehen von Stellungnahme wie Drucksache 
 
 

43. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Abschöpfung und Einziehung von Vermögenswerten 
COM(2022) 245 final; Ratsdok. 9598/22 
 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 
Drucksache 281/22 
zu Drucksache 281/22 
Drucksache 281/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache 
 
 

44. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über ein 
einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Dritt-
staatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu 
arbeiten, sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeit-
nehmer, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten (Neufassung) 
COM(2022) 655 final; Ratsdok. 8580/22 
 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 
Drucksache 280/22 
zu Drucksache 280/22 
Drucksache 280/1/22 
 

Enthaltung zu Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 
 



 

 

45. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung von Vorschriften zur Prävention und Bekämpfung des sexuellen 
Missbrauchs von Kindern 
COM(2022) 209 final 
 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 
Drucksache 337/22 
zu Drucksache 337/22 
Drucksache 337/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A bei Enthaltung zu Ziffern 13 und 15 
 
 

46. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Qualitäts- und Sicherheitsstandards für zur Verwendung beim Menschen be-
stimmte Substanzen menschlichen Ursprungs und zur Aufhebung der Richtli-
nien 2002/98/EG und 2004/23/EG 
COM(2022) 338 final; Ratsdok. 11396/22 
 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 
Drucksache 328/22 
zu Drucksache 328/22 
Drucksache 328/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 
 

47. Gemeinsame Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regi-
onen: 
Festlegung des Kurses für einen nachhaltigen blauen Planeten - Gemeinsame Mit-
teilung über die Agenda der EU für die internationale Meerespolitik 
JOIN(2022) 28 final 
 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 311/22 
Drucksache 311/1/22 
 

Enthaltung zu Stellungnahme wie Drucksache zu A 
 
 



 

 

48. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1217/2009 des Rates hinsichtlich der Umstel-
lung des Informationsnetzes landwirtschaftlicher Buchführungen auf ein Datennetz 
für die Nachhaltigkeit landwirtschaftlicher Betriebe 
COM(2022) 296 final; Ratsdok. 10592/22 
 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 
Drucksache 293/22 
zu Drucksache 293/22 
Drucksache 293/1/22 
 

Stellungnahme wie Drucksache zu A bei Enthaltung zu Ziffer 1 
 

 
49. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 

die nachhaltige Verwendung von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung der 
Verordnung (EU) 2021/2115 
COM(2022) 305 final; Ratsdok. 10654/22 
 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 
Drucksache 297/22 
zu Drucksache 297/22 
Drucksache 297/1/22 
Drucksache 297/2/22 Antrag Mecklenburg-Vorpommern 
 

- Stellungnahme wie Drucksache zu A ohne Ziffer 18 bei Enthaltung zu Ziffern 1, 
3, 4, 10, 14, 16 und 19, 

- Enthaltung zur Drucksache 297/2/22 
 
 

50. Verordnung über die von den Traumaambulanzen in der Sozialen Entschädigung 
zu erfüllenden Qualitätskriterien und die Pflichten der Traumaambulanz 
(Traumaambulanz-Verordnung - TAV) 
 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 351/22 
Drucksache 351/1/22 
 

- Zustimmung nach Maßgabe der Änderungen wie Drucksache zu A ohne Ziffern 
4 und 8,  

- Zustimmung in der Fassung der Änderung in der Schlussabstimmung, 
- Fassen der Entschließung wie Drucksache zu C 

 
 



 

 

51. Verordnung zur Durchführung der im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik gel-
tenden Ausnahmeregelungen hinsichtlich der Anwendung der Standards für den 
guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand (GLÖZ-Standards) 7 und 8 
für das Antragsjahr 2023 (GAP-Ausnahmen-Verordnung - GAPAusnV) 
 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 420/22 
Drucksache 420/1/22 
 

- Enthaltung zu Zustimmung nach Maßgabe der Änderungen wie Drucksache zu 
A, 

- Zustimmung unverändert wie Drucksache zu B, 
- Fassen der Entschließung wie Drucksache zu C bei Enthaltung zu Ziffern 4 und 

5 
 
 

52. Vierundsechzigste Verordnung zur Durchführung des § 172 des Bundesent-
schädigungsgesetzes 
 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 352/22 
 

Zustimmung  
 
 

53. Zweite Verordnung zur Änderung der Kassensicherungsverordnung 
 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 353/22 
Drucksache 353/1/22 
 

- Zustimmung nach Maßgabe der Änderungen wie Drucksache, 
- Zustimmung in der Fassung der Änderung in der Schlussabstimmung 

 
 

54. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Steuerbeamtinnen und Steuerbeamten 
(Steuerbeamtenausbildungs- und -prüfungsordnung - StBAPO) 
 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 354/22 
Drucksache 354/1/22 
 

Zustimmung nach Maßgabe der Änderungen wie Drucksache zu A 
 
 



 

 

55. Dritte Verordnung zur Änderung der Anlage des Neue-psychoaktive-Stoffe-Ge-
setzes 
 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 348/22 
 

Zustimmung  
 
 

56. Zweite Verordnung zur Änderung der Grundwasserverordnung 
 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 349/22 
Drucksache 349/1/22 
 

Zustimmung nach Maßgabe der Änderungen wie Drucksache zu A 
 
 

57. Verordnung zur Sicherung der Energieversorgung über mittelfristig wirksame Maß-
nahmen (Mittelfristenergieversorgungssicherungsmaßnahmenverordnung - 
EnSimiMaV) 
 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 407/22 
 

Zustimmung  
 
 

58. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Verordnung über die Be-
schaffenheit und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraft- und Brennstoffen 
 
 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 
Drucksache 334/22 
zu Drucksache 334/22 
zu Drucksache 334/22(2) 
Drucksache 334/1/22 
 

- Enthaltung zu Zustimmung nach Maßgabe der Änderungen wie Drucksache zu 
A, 

- Zustimmung unverändert wie Drucksache zu B 
 
 



 

 

59. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Personenbeförderungsgesetz 
 
 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 
Drucksache 276/22 
Drucksache 276/1/22 
 

Zustimmung nach Maßgabe der Änderungen wie Drucksache 
 
 

60. Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds des Stiftungsra-
tes der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge 
 
 

gemäß § 20 Absatz 1 HHG 
Drucksache 340/22 
Drucksache 340/1/22 
 

Zustimmung wie Drucksache 
 
 

61. Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europä-
ischen Union für den Beratenden Ausschuss der Kommission für Chancengleich-
heit zwischen Frauen und Männern 
 
 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der 
Bund-Länder-Vereinbarung 
Drucksache 386/22 
Drucksache 386/1/22 
 

Zustimmung wie Drucksache 
 
 

62. Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den Beirat der 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisen-
bahnen 
 
 

gemäß § 5 BEGTPG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 388/22 
 

- Zustimmung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung, 
- Zustimmung 

 
 



 

 

63. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
 
 

Drucksache 339/22 
 

Absehen von Äußerung und Beitritt 
 
 

64. Änderung der Geschäftsordnung des Bundesrates 
 
 

gemäß Artikel 52 Absatz 3 Satz 2 GG 
Drucksache 435/22 
 

Zustimmung 
 
 

65. Gesetz zur Stärkung des Schutzes der Bevölkerung und insbesondere vulnerab-
ler Personengruppen vor COVID-19 
 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 433/22 
 

- Zustimmung wie Drucksache zu A, 
- Fassen der Entschließung wie Drucksache zu B 

 
 

66. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Vermögensanlagengesetzes 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 428/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 



 

 

67. Entschließung des Bundesrates zur Fortsetzung und Verstetigung des Bundespro-
gramms "Sprach-Kitas: Weil Sprache der Schlüssel zur Welt ist" 
 
 

Antrag der Länder Mecklenburg-Vorpommern, Saarland 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 434/22 
 

- Zustimmung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung, 
- Zustimmung  

 
 

68. Entschließung des Bundesrates zur steuerlichen Unterstützung der Energie-
wende im Bereich der Denkmalpflege 
 
 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 431/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 

69. Entschließung des Bundesrates "Nachhaltige Stärkung des Zivil- und Katastro-
phenschutzes durch den Bund" 
 
 

Antrag der Länder Sachsen-Anhalt und Bayern, Baden-
Württemberg, Schleswig-Holstein  
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 438/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 

70. Entschließung des Bundesrates zur angemessenen Beteiligung des Bundes an 
den Kosten für Staatsschutzsachen 
 
 

Antrag der Länder Bayern, Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 430/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 



 

 

71. Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den Beirat der Bundesnetzagen-
tur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
 
 

gemäß § 5 BEGTPG 
Antrag des Landes Schleswig-Holstein 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 429/22 
 

- Zustimmung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung, 
- Zustimmung 

 
 

72. Entschließung des Bundesrates - Dringender Handlungsbedarf bei der Umset-
zung der Europäischen Medizinprodukteverordnung (MDR) 
 
 

Antrag der Länder Baden-Württemberg, Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 445/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 

73. Entschließung des Bundesrates zur Senkung der Kraftstoffpreise 
 
 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 446/22 
 

- Enthaltung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung, 
- Enthaltung  

 
 

74. Entschließung des Bundesrates "Kurzfristige Sicherung der Liquidität der Kran-
kenhäuser, der Reha- und Vorsorgeeinrichtungen sowie von medizinischen Ein-
richtungen und Pflegeeinrichtungen wegen außerordentlicher Steigerungen bei 
Energie- und Sachkosten" 
 
 

Antrag der Länder Bayern, Baden-Württemberg, 
Schleswig-Holstein 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 447/22 
 

Ausschussüberweisung  
 
 



 

 

75. Entschließung des Bundesrates zur Abschaffung der Gasumlage 
 
 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 448/22 
 

- Enthaltung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung, 
- Enthaltung  

 
 

76. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes 
 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
Geschäftsordnungsantrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 312/22 
Drucksache 312/1/22 
 

- Enthaltung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung, 
- Enthaltung  

 
 

 



 

 

 
 
  

 
SH im Bundesrat 

 

 

16. September 2022
 

 
 

Infektionsschutzgesetz (TOP 65) 
 
Abschließend beraten wurde heute das zustimmungsbedürftige Gesetz zur Stärkung des Schutzes 
der Bevölkerung und insbesondere vulnerabler Personengruppen vor COVID-19. Vorgesehen sind 
bundesweit geltende Basis-Schutzmaßnahmen, wie beispielsweise eine FFP2-Maskenpflicht im öf-
fentlichen Fernverkehr. Zusätzlich sollen die Länder die Möglichkeit erhalten, je nach Infektionslage 
in zwei Stufen auf die Pandemieentwicklung zu reagieren. Heftige Kritik löste eine Neuregelung aus, 
nachdem COVID-19 in eine im Infektionsschutzgesetz aufgeführte Liste besonders ansteckender In-
fektionskrankheiten aufgenommen werden soll und damit künftig in einer Reihe mit Cholera, Ma-
sern, Keuchhusten oder der Pest stehen würde. Der entsprechende Paragraf sieht weiter vor, dass 
Personen, die erkrankt sind oder bei denen ein Verdacht besteht, Schulen oder Kitas nur mit ärztli-
chem Attest oder negativem Test betreten dürfen. Das hätte gerade in Kitas, in denen die erkäl-
tungsreichen Monate bevorstehen, wieder zu einem massenhaften Testen geführt. Nachdem die 
Bundesregierung zusagte, COVID-19 aus dieser Liste wieder zu streichen, war der Weg frei für eine 
Zustimmung zum Gesetz, mit den Stimmen Schleswig-Holsteins. 
 

Krankenhausliquidität (TOP 74) 
 
Gemeinsam mit den Landesregierungen Bayerns und Baden-Württembergs hat Schleswig-Holstein 
eine Entschließung zur kurzfristigen Sicherung der Liquidität der Krankenhäuser, der Reha- und Vor-
sorgeeinrichtungen sowie von medizinischen Einrichtungen und Pflegeeinrichtungen wegen außer-
ordentlicher Steigerungen bei Energie- und Sachkosten eingebracht. Angesichts ihrer ohnehin 
schon äußerst angespannten wirtschaftlichen Situation bringen Kostensteigerungen im Bereich der 
Energieversorgung, zunehmend aber auch die Verteuerung von Nahrungsmitteln, Gütern des tägli-
chen Bedarfs sowie speziellen Medizinprodukten immer mehr Krankenhäuser in eine liquiditäts- bis 
existenzbedrohende Lage. Daher wird die Bundesregierung aufgefordert gesetzliche Regelungen 
auf den Weg zu bringen, die geeignet sind, die Liquidität der Krankenhäuser unverzüglich zu sichern. 
Die Initiative wird nun in den Ausschüssen des Bundesrates beraten. 
 

Stärkung Katastrophenschutz (TOP 69) 
 
Schleswig-Holstein ist zudem einer Entschließung Sachsen-Anhalts zur nachhaltigen Stärkung des 
Zivil- und Katastrophenschutz durch den Bund beigetreten. Für den Zivilschutz ist neben der Stär-
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kung der Bundeswehr eine nachhaltige und sektorübergreifende Stärkung des Bevölkerungsschut-
zes mit Blick auf den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine sowie auch auf künftige Auswirkun-
gen des Klimawandels, Mehrfachlagen und hybride Bedrohungen zwingend erforderlich. Für den 
Zivilschutz ist verfassungsrechtlich der Bund zuständig. Die antragstellenden Länder erachten es vor 
diesem Hintergrund für notwendig, dass neben dem finanziellen Engagement der Länder der Bund 
für die Stärkung des Bevölkerungsschutzes Mittel von rund 10 Milliarden Euro innerhalb der nächs-
ten zehn Jahre für einen „Stärkungspakt Bevölkerungsschutz“ bereitstellt. Die Entschließung wird 
nun in den Ausschüssen des Bundesrates weiter diskutiert. 
 

Elterngeld (TOP 5) 
 
Schleswig-Holstein hat heute eine eigene Gesetzesinitiative zur Änderung des Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetzes im Bundesrat vorgestellt. Kern des Gesetzes soll sein, dass Monate, in denen 
Kurzarbeitergeld bezogen wurde, von der Elterngeldberechnung dauerhaft auszunehmen sind und 
somit pandemiebedingte Einkommensminderungen sich nicht auf das Elterngeld auswirken. Die Ini-
tiative wurde heute in die Ausschüsse zur weiteren Beratung überwiesen. 
 

Pressevielfalt (TOP 8) 
 
Gemeinsam mit Sachsen, Sachsen-Anhalt, Bremen und Niedersachsen setzt sich Schleswig-Holstein 
für den Erhalt der Pressevielfalt ein. Der gemeinsame Entschließungsantrag, der heute im Bundesrat 
beschlossen wurde, soll zum Erhalt der flächendeckenden Versorgung mit Presseerzeugnissen bei-
tragen. Die Bundesregierung wird aufgefordert ein Förderkonzept zeitnah vorzulegen, um unab-
hängige Berichterstattung in der Fläche als Eckpfeiler der demokratischen Gesellschaft auch in der 
Zukunft zu gewährleisten. Förderfähig sollen Medienerzeugnisse sein, die in wesentlichen Teilen 
journalistisch-redaktionell gestaltet sind, die publizistischen Mindestkriterien wie der journalisti-
schen Sorgfaltspflicht genügen, und die sich nicht gegen die freiheitlich demokratische Grundord-
nung richten. 
 

Lebensmittelversorgung (TOP 51) 
 
Der Bundesrat hat heute mit den Stimmen der schleswig-holsteinischen Landesregierung der soge-
nannten GAP-Ausnahmenverordnung der Bundesregierung zugestimmt. Mit der Verordnung sollen 
die von der Europäischen Kommission, vor dem Hintergrund des russischen Angriffskrieges in der 
Ukraine, einmalig für das Jahr 2023 im Rahmen der EU-Agrarförderung eingeräumte Möglichkeiten 
zur Steigerung der Nahrungsmittelproduktion genutzt werden. Es sollen zum einen die Vorgaben 
zum Fruchtwechsel auf Ackerflächen ausgesetzt werden, so dass zum Beispiel der Anbau von Wei-
zen zwei Jahre hintereinander möglich ist. Zum anderen soll im folgenden Jahr auf ansonsten obli-
gatorischen Bracheflächen der Anbau von Getreide (ohne Mais), Legumiosen und Sonnenblumen 
ermöglicht werden. 
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